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Interview

Dr. Nils Schmid ist als Finanz- und Wirtschaftsminister Chef der Rechtsaufsicht 
über die INGBW. Die Novelle des Ingenieurgesetzes und des Ingenieurkammer-
gesetzes stammt aus der Feder seines Ministeriums und soll am 17. Februar 
vom Landtag entschieden werden. Bei Verabschiedung verleiht sie der Kammer 
wichtige zusätzliche Aufgaben. Der SPD-Landesvorsitzende spricht über seine 
Motivation bei der Gesetzesnovelle und die künftigen Herausforderungen ba-
den-württembergischer Wirtschaftspolitik.

Finanz- und Wirtschaftsminister Dr. Nils Schmid MdL (SPD)

Schmid: Fachkräftesicher-
ung bleibt am wichtigsten  

Herr Minister Dr. Schmid, welche In-
genieurleistung ist Ihnen persönlich 
im Alltag die liebste?
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Was werden die Herausforderungen der Zukunft für die 
baden-württembergische Wirtschaft sein und welche Rol-
le spielen die Ingenieure?

 
 

Sie haben sich aktuell bei der Novelle des Bauberufs-
rechts trotz massiver Lobbyarbeit eines Verbands hinter 
die Ingenieurkammer als Körperschaft öffentlichen Rechts 
gestellt. Was ist Ihr Hauptanliegen mit diesem Gesetz?

 
 

 
Wie ordnen Sie die aktuelle Herausforderung der Integra-
tion von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt in diesen Kon-
text ein?

 

 

Die allgemeine Wohnungsknappheit, verschärft durch den 
anhaltenden Flüchtlingsstrom, verlangt nach praktikablen 
Lösungen. Angesichts der Herausforderungen bedarf es 
neuer Typologien des Bauens hinsichtlich Nachhaltigkeit, 
Umnutzbarkeit und Flexibilität. Wie sieht eine nachhaltige 
Strategie bezüglich kurzfristiger Not- und Erstaufnahme-
Unterkünfte und einer längerfristigen Unterbringung aus?

 
Wie kann erreicht werden, dass der baden-württember-

-
det? Im Baubereich ist Digitalisierung kaum verbreitet.

Was erwarten Sie von der Ingenieurkammer Baden-
Württemberg in der neuen Legislaturperiode?

Herr Minister Dr. Schmid, wir danken Ihnen für das Ge-
spräch! 

»Wir wollen Baden-Württemberg 

als Leitanbieter  und Leitmarkt 

für die Digitalisierung etablieren.«
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Im Fokus

Novelle des Bauberufrechts steht bevor
In Baden-Württemberg wird das Bauberufsrecht novelliert. Der Landtag stimmt am 17. Februar über die Novelle aus der 
Feder des Finanz- und Wirtschaftsministeriums unter Minister Dr. Nils Schmid (SPD) ab. Es wird erwartet, dass sie mit 
der Mehrheit der Regierungsfraktionen aus SPD und Grüne beschlossen wird. Die Änderungen im Ingenieurgesetz (IngG) 
und Ingenieurkammergesetz (IngKammG) betreffen insbesondere die Einführung der Partnerschaftsgesellschaft mit be-
schränkter Berufshaftung. Außerdem soll die Ingenieurkammer Baden-Württemberg die zuständige Stelle für die Aner-

Aufsicht über Versorgungswerk (§ 21 
IngKammG): 

 

Klarstellung der Berufsbezeichnung 
Ingenieurin/Ingenieur (§ 1 IngG)

2 IngG):

 

Zuständigkeit der INGBW für die An-
erkennung ausländischer Ingenieur-

aus

Einführung des europäischen Berufs-
ausweises für Ingenieure (§ 5 IngG): 

-
schaften mit der Bezeichnung Bera-
tender Ingenieur (§ 17 Absatz 4 Ing-
KammG):

 

Partnerschaftsgesellschaft mit be-
schränkter Berufshaft für Ingenieure 
(§ 17a IngKammG):
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Parteiencheck vor der Landtagswahl
Im Nachgang zur Podiumsdiskussion von INGBW und Architektenkammer »Rund ums Bauen« zur Landtagswahl stel-
len die geladenen Kandidaten von CDU, Grüne, SPD und FDP die Positionen ihrer Parteien zum Thema Bau vor. 

 

 

 

 

 

 

Andrea Lindlohr MdL
Bündnis 90 / Die 
Grünen, Mitglied im 
Landtag seit 2011

 Stellvertretende 
Vorsitzende und 
wirtschaftspolitische 
Sprecherin der 
Grünen-Landtags-
fraktion

Tobias Wald MdL
CDU, Mitglied im 
Landtag seit 2011

Sprecher für 
Wohnungsbau der 
CDU-Landtags- 
fraktion

CDU: »Wohnungsbau-Allianz« soll Lösungen erarbeiten

Grüne: Rolle der Ingenieure als Treiber von Innovation stärken
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Landtagswahl

I   

 

 

Claus Schmiedel MdL
SPD, Mitglied im 
Landtag seit 1992

Vorsitzender der 
SPD-Landtags- 
fraktion

Dr. Friedrich 
Bullinger MdL  
FDP, Mitglied im 
Landtag seit 2006

Sprecher für Wissen- 
schaft, Forschung 
und Kunst, Landwirt-
schaft und Ländliche 
Räume der FDP-
Landtagsfraktion

FDP: Zukunftsprogramm für eine moderne Infrastruktur

SPD: Für Leistungswettbewerb und gegen Preisdumping

Die Podiumsdiskussion fand am 20. Januar im Haus der Architekten in Stuttgart statt. Siehe Seite 07.
 Wahlprogramme  www.landtagswahl-bw.de/parteien_uebersicht_ltw.html

»Rund ums Bauen«
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Planwirtschaftliche Elemente und bü-
rokratische Mehrbelastungen abbauen 

InterviewPosition zu Bildung, Fachkräftesicherung, Digitalisierung, Bauberufsrecht und Ordnungspolitik

Herr Wolf, nennen Sie uns bitte ein Ingenieurbauwerk, 
was Sie in jüngster Zeit am meisten beeindruckt hat.
Guido Wolf: Besonders beeindrucken mich oftmals Tun-
nelbauprojekte. Sie stellen in vielerlei Hinsicht eine beson-
dere Herausforderung für Ingenieure dar. Beispielhaft nen-
ne ich die beiden ICE-Bahnröhren von Ulm nach Dornstadt.

Ihre Partei nimmt für sich in Anspruch, die wahre Wirt-
schaftspartei zu sein. Wie wird Ihre Wirtschaftspolitik bei 
einem Regierungswechsel aussehen? Was gedenken Sie, 
für den hiesigen Mittelstand und für die Ingenieurbranche 
im Besonderen zu tun?
Guido Wolf: Die CDU will die wirtschaftliche Spitzenstellung 
Baden-Württembergs halten, in dem wir die Vernetzung 
von Industrie und Wissenschaft konsequent fortführen. Wir 
wollen alle planwirtschaftlichen Elemente und bürokra-
tischen Mehrbelastungen der derzeitigen Regierung ab-
bauen, die sich nachteilig auf die Wettbewerbsfähigkeit un-
serer Unternehmen ausgewirkt haben und damit ihren 
Erfolg schmälern. Dies umfasst nicht nur die Stärkung 

Rahmenbedingungen, sondern auch die konsequente Wei-
terentwicklung harter und weicher Standortfaktoren. Wir 
wollen die Gründerkultur mit neuem Leben füllen, Lö-
sungen für den Fachkräftebe-
darf, der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf und der 
betrieblichen Weiterbildung 
unterbreiten. 

Sie grenzen sich insbesonde-
re bei der Bildungspolitik von 
der aktuellen Landesregie-
rung ab. Wie wollen Sie die in 
Bezug auf den Ingenieurbe-
ruf relevante Schul- und 
Hochschulbildung ändern? Nach wie vor gibt es sehr hohe 
Abbrecherquoten in den Ingenieurstudiengängen, da viele 
Studierende die Mathematik- und Physikprüfungen nicht 
bestehen.
Guido Wolf: Wir wollen, dass junge Menschen bestmöglich 
auf die Anforderungen in der Berufs- und Arbeitswelt vor-
bereitet werden. Dazu gehört, Leistungsstarke besonders 
zu fördern und Leistungsschwächere gezielt zu unterstüt-
zen. Auch sind wir davon überzeugt, dass – entgegen dem 
Konzept der Gemeinschaftsschule – das Können von Schü-
lerinnen und Schülern weiterhin gemessen werden muss, 
weil sie sonst erst nach der Schule mit Noten und Beurtei-
lungen konfrontiert würden, darauf aber nicht vorbereitet 
wurden. Die Qualität des Unterrichts ist für uns von ent-
scheidender Bedeutung. Mit der Realschule Baden-Württ-
emberg wollen wir die Schülerinnen und Schüler wieder 
gezielter und ihren Bedürfnissen entsprechend fördern. 

Guido Wolf MdL ist Oppositionsführer im Landtag und Spitzenkandidat der CDU 
für die Landtagswahl 2016. Im Interview skizziert er, was seine Partei insbeson-
dere in der Wirtschafts- und Bildungspolitik anders machen möchte. 

Dazu soll der Re-
alschule Baden-
Württemberg ein 
größerer Frei-
raum – besonders 
in den Klassen 5 
und 6 – einge-
räumt werden: Mit 
unterschiedlichen 
Förder- und Un-
terstützungsangeboten sollen die Schülerinnen und Schü-
ler möglichst passgenau gefördert werden. Ab der 7. Klasse 
soll zumindest in den Fächern Deutsch, Mathematik, 
Fremdsprachen sowie in den Naturwissenschaften ein lei-

-
nahe Zugang zu den MINT-Fächern soll ein Kernelement 
der künftigen Realschule Baden-Württemberg sein: Mit 

dem differenzierten und reali-
tätsnahen Unterricht in Mathe-
matik und Naturwissenschaf-
ten wollen wir bei den 
Schülerinnen und Schülern mit 
passgenauen Angeboten das 
Interesse für diese Fächer we-
cken. Mit Blick auf das Gymna-
sium ist zu bedenken, dass der 
neue Bildungsplan besonders 
beim neu geschaffenen Fä-
cherverbund Naturwissen-

Landesregierung würde sehr rasch die Anwendungssituati-
onen im Fach Technik ausweiten und auch darauf achten, 
dass die Anteile in Physik und Chemie von Fachlehrern un-
terrichtet werden.
 
Der Fachkräftemangel betrifft insbesondere die Ingeni-
eurberufe. Wie bewerten Sie vor diesem Hintergrund das 
Thema Einwanderung und Flüchtlingsmigration?

-
halb sind wir für Europa, für die Möglichkeit, dass EU-Bür-
ger in Deutschland arbeiten können. Wir sind auch für die 
Blue-Card, die auch Drittstaatenangehörigen einen ein-
fachen Zugang zum Arbeitsmarkt schafft. Und wir unter-
stützen auch die Fachkräfteallianzen, in denen Wissen und 
Kompetenzen gebündelt werden. Baden-Württemberg 
braucht die besten Köpfe, um auch in Zukunft in globalisier-

Guido Wolf MdL 
Mitglied im Landtag 
seit 2006

Vorsitzender der 
CDU-Landtagsfrakti-
on

»Wir wollen die Gründerkultur mit neuem Leben 

füllen, Lösungen für den Fachkräftebedarf, der 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf und der  

betrieblichen Weiterbildung unterbreiten.«

Guido Wolf MdL, Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion
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Interview mit Guido Wolf – Fortsetzung

ten Märkten an der Spitze zu sein. Die Flüchtlingsmigration 
kann eine Chance sein. Der Erwerb der  deutschen Sprache 
ist der Schlüssel zur Arbeitsintegration, und deswegen 
setze ich mich auch dafür ein, Integrations- und Deutsch-

anzubieten. Zusammen mit praktischer Arbeitserfahrung 
ergibt sich hieraus das, was wir brauchen: Der Integrati-
onsführerschein.

Ihre Fraktion unterstützt die Novelle des Bauberufsrechts 
und damit auch die Anliegen der Ingenieurkammer. Was 
erhoffen Sie sich dadurch in Bezug auf die Anerkennung 
ausländischer Ingenieurabschlüsse? 
Guido Wolf: Durch die Zuständigkeit der Ingenieurkammer 
bei der Anerkennung ausländischer Ingenieurabschlüsse 
verbinden wir die Aussicht auf eine zügige und faire Aner-
kennung ausländischer Bewerber, mit derer Hilfe der Inge-
nieurmangel in Baden-Württemberg ausgeglichen werden 
soll. Wir möchten aber auch klar stellen, dass mit der Über-

-

Wie kann erreicht werden, dass der baden-württember-
-

det? Im Baubereich ist Digitalisierung kaum verbreitet.
Guido Wolf: Wir wollen Baden-Württemberg als einen füh-
renden digitalen Wirtschaftsstandort etablieren. Hierzu 
müssen wir die notwendigen Kompetenzen in Schulen und 
im Ausbildungsbereich fördern. Wir brauchen mehr digitale 
Kompetenzen in der Arbeitswelt. Die Schaffung von Digita-
lisierungsgutscheinen, mit denen kleine und mittlere Un-
ternehmen Beratungsangebote zur Digitalisierung ihrer 
Arbeitsabläufe einholen können, ist hierzu ein wichtiges 
Instrument. Besonders wichtig hierfür ist eine sichere und 
zukunftsfähige Internetanbindung. Für uns ist das Daseins-
vorsorge. Wir wollen ein schnelles Internet bis ans Haus. 
Dafür wollen wir 500 Millionen Euro in den Breitbandaus-
bau investieren. Dabei soll auch eine Förderung der Wirt-
schaftlichkeitslücken der Netzanbieter ermöglicht werden. 
Darüber hinaus wollen wir den Fokus auf die Cyber-Sicher-
heit richten und fordern von der EU einheitliche Sicher-
heitsstandards.

Herr Wolf, wir danken Ihnen für dieses Gespräch! 

Interview

LandtagswahlPolitische Podiumsdiskussion von Ingenieurkammer und Architektenkammer 

Die Landespolitik vor und nach der Wahl
Am 13. März 2016 wird in Baden-Württemberg ein neuer Landtag gewählt. Aus diesem Anlass luden die  Architektenkam-
mer Baden-Württemberg und die Ingenieurkammer Baden-Württemberg zu einem politischen Diskussionsabend am 20. 
Januar ins Haus der Architekten in Stuttgart. Die Herausforderungen an den Wohnungsbau von heute, Digitalisierung, 
Infrastruktur und Baukultur – um dies und mehr drehte sich die Podiumsdiskussion mit Abgeordneten der vier im Land-
tag vertretenen Parteien. 

Der Einladung waren die Landtagsab-
geordneten Tobias Wald (CDU, im 

Bild 2. von rechts), Andrea Lindlohr 
(Grüne, 2. v.l.), Claus Schmiedel (SPD, 
links) und Dr. Friedrich Bullinger (FDP, 
rechts) gefolgt. Sachkundig und unpo-
lemisch beantworteten die Politiker die 
Fragen von AKBW-Präsident Markus 
Müller (2.v.r.) und INGBW-Präsident 
Prof. Dr.-Ing. Stephan Engelsmann 
»Rund ums Bauen«. 

Dass in Baden-Württemberg – auch 
mit Blick auf den Flüchtlingsstrom –
immer noch viel zu wenig Wohnraum 
gebaut wird, allein darüber herrschte 
Einigkeit. Grünen-Vizefraktionsvorsit-
zende Lindlohr und SPD-Fraktionschef 
Schmiedel nahmen für die Regie-
rungsfraktionen in Anspruch, im 
sozialen Wohnungsbau durch die Wie-
dereinführung der sozialen Mitraum-
förderung einen Paradigmenwechsel 
bewirkt zu haben. Allmählich trete ein 
Bewusstseinswandel ein, sagte 
Schmiedel. Weitere Anreize wie etwa 
Barzuschüsse anstelle von Zinsverbil-
ligung seien nötig. Hauptkostentreiber 

den Ballungsräumen. Hier müsse man 
gemeinsam mit den zuständigen Ge-
meinden »durchstarten«. Laut dem 
baupolitischen Sprecher der CDU-
Fraktion, Wald, solle eine Baukosten-
senkungskommission eingerichtet 
werden. Zudem müsse es weniger 
Gängelung und Bürokratie geben. Die 
FDP setzt sich laut Bullinger grund-
sätzlich für steuerliche Anreize beim 
Bau ein. Die Positionen der Parteien 
stellen die Teilnehmer in Kurzbeiträ-
gen vor (Seite 06-07). 
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Bauwerk, Baugrund und Grundwasser: 

Interaktion und Abstimmung Geotechnik 
mit Tragwerksplanung an Beispielen
Beim 6. Baden-Württembergischen Tragwerksplanertag am 26.11.2015 in Stuttgart wurden an Hand von Projektbei-
spielen die erforderlichen Interaktionen und Abstimmungen zwischen dem Sachverständigen für Geotechnik und dem 
Tragwerkplaner erläutert. Hervorgehoben wurden dabei neben dem technisch, wirtschaftlich, bauvertraglich und 
-rechtlich geforderten Beitrag des Geotechnikers zur Planung die in Stuttgart zu beachtenden Baugrundrisiken und 
besonderen Randbedingungen für den Heilquellenschutz. 

Das Bauen im Stuttgarter Talkessel 
ist sehr stark von der Geologie –  

quartäre Deckschichten über den un-
terschiedlich stark verwitterten und 

-
ten Schlufftonsteinen des Gipskeupers 
– geprägt. Darüber hinaus bilden diese 
Schichten eine Dicht- und Schutz-
schicht des tiefer liegenden, gespann-
ten, in manchen Stadtteilen sogar arte-
sisch gespannten, Muschelkalk- 
Aquifers der Heil- und Mineralquellen 
von Stuttgart-Bad Cannstatt und -Berg. 
Dies hat zur Folge, dass bei Bauvorha-
ben nicht nur mit komplexen Grün-
dungsverhältnissen infolge von 
Schichtverbiegungen, plombierten Do-
linen und Hohlräumen im Untergrund 
aber auch mit starken Einschrän-
kungen im möglichen Eingriff unter 
Gelände und dem Umfang – bis Verbot 
– der Wasserhaltung zu rechnen ist. 

Hohe Anforderung an Erkundung

Dies stellt hohe Anforderungen an den 
Umfang der Erkundung der Baugrund- 
und Grundwasserverhältnisse, wobei 
dann hier nicht nur Bohrungen, gege-
benenfalls als Grundwassermessstel-
len, Sondierungen und Schürfe, aber 
eine tiefergehende Recherche der Be-
standsbebauung, historischer und ge-
ologsicher Unterlagen und ein Ver-
ständnis der statischen Anforderungen 
im Hinblick auf die Gründung erforder-
lich werden. Mit einem plausiblen und 
belastbaren Baugrund- und Grund-
wassermodell können sichere und 
wirtschaftliche Bauwerke errichtet 
werden, bei denen auch mit gewissen 
Abweichungen von den »Standard-
Vorschriften« unter besonderen Rand-
bedingungen, baubegleitenden Beob- 
achtungen und Vorhalten eines soge-
nannten Notfallplans das gemeinsame 
Ziel des Grund- und Heilwasserschut-
zes erfüllt werden kann. 

Beschrieben wurden Fälle mit vor-
sorglichen Erkundungen und Gebirgs-
verpressungen sowie besondere sta-

tische Gründungssysteme im Bereich 
von vermuteten und Nachgründungen 
von vorgefundenen Dolinen und Hohl-
räumen. Mit der Auswahl einer Grün-
dung auf Verdrängungspfählen konnte 
beim Mercedes-Benz-Museum erreicht 
werden, dass die zwingend erforder-
liche Tiefgründung in der Kernzone 
mit artesisch gespannten Mineralwas-
ser erfolgreich zur Ausführung gelang 
– allerdings nach detaillierter Ausar-
beitung und Absprache mit den Betrof-
fenen und Behörden, unter verschärf-
ten baubegleitenden Beobachtungen 
und Vorhaltung eines Notfallplans. 

Anhand weiterer Beispiele – eben-
falls in der Kernzone – wurden die 
Maßnahmen zur Nachgründung des 
historischen Rathauses in Bad-Cann-
statt und zur Sohlabdichtung zur Ver-
meidung einer Wasserhaltung am 
Neubau Dorotheen-Quartier beschrie-
ben. ■  

Autor: Dr.-Ing. MSc (Eng) Thomas Rumpelt, Be-
ratender Ingenieur, geschäftsführender Gesell-
schafter, Smoltczyk & Partner GmbH, Stuttgart

 Geländeschnitt am historischen Rathaus Bad-Cannstatt

Zum 6. Tragwerksplanertag am 26.11.2015 im 
Stuttgarter Geno-Haus kamen rund 100 Teil-
nehmer. 
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GastbeitragVortrag aus den 10. Stuttgarter Brandschutztagen

Brandschutztechnische Risikobewer-
tung von Mehrzweckhallen
Große Räume wie Aulen, Mehrzweckräume oder Sporthallen in Schulgebäuden werden oftmals auch für andere Zwecke 
als für die reguläre Schulnutzung zur Verfügung gestellt, da es an alternativen Räumen dieser Größenordnung mangelt. 
Dadurch können jedoch höhere brandschutztechnische Anforderungen an das Bestandsgebäude entstehen, wenn zusätz-

-
art im Studiengang Immobilientechnik und Immobilienwirtschaft, deren Ergebnisse auf den 10. Stuttgarter Brandschutz-
tagen am 8. und 9. Dezember 2015 in Stuttgart vorgetragen wurden.

Wie sich die Anforderungen an Be-
standsgebäuden unterscheiden, 

wurde mithilfe eines ausführlichen 
Vergleichs der drei erwähnten Richtli-
nien in mehreren Tabellen erörtert. 
Neben den rechtlichen Gegebenheiten 
muss ein weiteres Augenmerk auf 
Bauten im Bestand gelegt werden. 
Hierbei muss vorab geklärt werden, 
nach welcher Grundlage die jeweilige 
Baugenehmigung erteilt wurde, wel-

-
schutzes zu berücksichtigen waren 
und ob diese ordnungsgemäß ausge-
führt wurden. Es kann nicht nur eine 
veraltete LBO ausschlaggebend sein, 
sondern auch eine alte Fassung der 
MSchulbauR oder VStättVO. 

Ein weiteres Problem ergibt sich, 

wurden und somit ein Schwarzbau 
vorliegt. Als Schutzstrategie unterlie-
gen Schulen in Baden Württemberg 
einer Brandverhütungsschau, die im 
Turnus von fünf Jahren erfolgt und 
Mängel hinsichtlich des Brandschut-
zes aufdecken soll.

Evakuierungsberechnung

Die Gründe für Katastrophen mit 
schwerwiegenden Personenschäden 
wurden mithilfe von Recherchen über 
Brände ermittelt. Als Hauptgründe 
gelten folgende: 

Überfüllte Räumlichkeiten
Eingeschränkte Rettungswege
Brand- und Rauchentwicklung
Gefahr der Panik

Diese erfolgen jedoch meist in Kombi-
nation miteinander, sodass im Vorfeld 
ausreichend Maßnahmen nötig sind, 
um Katastrophen dieser Art auszu-
schließen. Eine Möglichkeit zeigt sich 
in der Evakuierungsberechnung. Hier-
bei ist nach Predtetschenski/Milinski 
die Bewegungsintensität q eines Per-

sonenstromes abhängig von der Per-
sonenstromdichte, also der Anzahl von 
Personen, die sich auf einem Quadrat-

-
ren Bewegungsgeschwindigkeit. Bei 
ansteigender Dichte nimmt die Bewe-
gungsintensität zunächst zu, erreicht 
dann ein Maximum qmax und nimmt 
danach wieder ab. Diese Abnahme er-
gibt sich aus Stauungen und Sto-
ckungen, die nach Überschreiten einer 
kritischen Dichte auftreten. Mit den 
Angaben aus der Muster-Versamm-
lungsstättenverordnung ergibt sich 
eine rechnerische Evakuierungszeit 
von etwa drei Mi-
nuten, was den 
Vorgaben der DIN 
EN 13200-1 ent-
spricht.

Ein Problem bei 
der Nutzung von 
Schulsporthallen 
als Versamm-
lungsstätte kann 
bei Neubauten 
dann ausge-
schlossen wer-
den, wenn deren 
Nutzung als sol-
che im Vorfeld be-
kannt ist und berücksichtigt wird. Die 
aktuellen Verordnungen sind demnach 
sehr gut aufeinander abgestimmt. 
Problematisch ist daher nur der Fall, 
wenn eine zu reinen Schulsportzwe-
cken genehmigte Halle als Versamm-
lungsstätte genutzt wird. Hierbei er-
höht sich die Personenzahl von etwa 
30 im reinen Schulsport bis hin zu 1000 
und mehr bei Veranstaltungen. Das 
Hauptproblem hierdurch besteht in zu 
geringen Ausgangsbreiten beziehungs-
weise deren Anzahl. Bei Gebäuden im 
Bestand ist es hingegen abhängig von 
der gesetzlichen Grundlage, nach der 
das Gebäude errichtet wurde. Generell 
kann durch umfassende Kompensati-
onsmöglichkeiten aber jedes Bestands-

gebäude als Versammlungsstätte ge-
nutzt werden. Als Beispiele für 
Kompensationsmöglichkeiten kommen 
Verbreiterungen der vorhandenen Ret-
tungswege oder die Anordnung wei-
terer Notausgänge sowie andere bau-
liche und organisatorische Maßnahmen 
in Betracht. Auch eine Evakuierungs-
berechnung in Verbindung mit einer 
Brandsimulationsrechnung zum Nach-
weis von Tragsicherheiten kann im Be-
stand als Kompensation durchgeführt 
werden. Hierbei sollte eine Absprache 
mit den Genehmigungsbehörden so-
wie örtlichen Feuerwehren erfolgen, 
damit eine möglichst effektive Lösung 
gefunden werden kann. ■ 

Autorin: Jasmin Antor B.Sc.

Brandversuch auf den 10. Stuttgarter Brandschutztagen
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Rückblick

Neue Fachliste für Wettbew-
erbsexperten

INGBW-Mitglieder können sich ab 
sofort in die neue Fachliste 37 
»Wettbewerbsbetreuer und 
Preisrichter« eintragen lassen. 
Mithilfe der Fachliste können 
Bauherren und Behörden, die einen 

ihnen Experten, die über sehr gute 
Kenntnisse der aktuellen Wettbe-
werbsregeln sowie eine ausrei-
chende Erfahrung verfügen, um 
einen Wettbewerb vorbereiten und 
betreuen oder Preisrichterfunktion 

Folgende Kriterien sind für eine 

Erfüllung der allgemeinen 
-

gung in Fachlisten

relevanten Fachrichtung in 
Anlehnung an die Fachgebiets-
unterteilung 

Fortbildung

-
-

rungen

Entrichtung der Antrags- und 
Prüfgebühr

➔  www.ingbw.de ➔ Ingenieurkam-
mer ➔ Anträge/Formulare 

Neue Schwellenwerte für 
EU-Vergaben

 

 

oberster Bundesbehörden 

Auch der erst ab dem 
-

wert für die Vergabe von 

➔ http://eur-lex.europa.eu//

Im Fokus

-
-

Ingenieure, Architekten sowie Behördenver-
treter, Feuerwehrleute und Objektbetreiber 

Full house bei 10. Stuttgarter Brandschutztagen

-

und anderen Partnern hat den Zweck, das 
-

unter anderem das Zusammenwirken von 
Architekt und Ingenieur, Building Information 

-
planung sowie Projektbeispiele. Ein Vortrag 

-

-
-

6. Baden-Württembergischer Tragwerksplanertag zählte rund 100 Teilnehmer  

bw engineers erhält Fördergelder für Clusterprojekt 

-

-

-

-
scheid. 

bündelt Planungsbüros unterschiedlicher 

-

saudischen Partner eine eigene Ingenieurge-
sellschaft gegründet hat.

-

-
konstruktion über eine Zuschauertribüne 

-

➔  www.ingbw.de/ueberdacht/

Rund 3.500 Schüler beteiligen sich an Schülerwettbewerb überDACHt

-
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-
-

genieur für Baustatik, sondern auch 
ein engagierter Mitbürger im gesell-

wurde er in Frankfurt/Main geboren. 
Aufgrund der Kriegsereignisse musste 

Mosbach hohe Anerkennung und 
-

Dipl.-Ing. Dieter Lichti ist kurz vor Weihnachten 2015 verstorben. Die INGBW, 
der Verband Beratender Ingenieure (VBI), die Landesvereinigung der Vereini-

Wulle Lichti Walz Beratende Ingenieure GmbH trauern mit seinen Angehöri-

Dipl.-Ing. Dieter Lichti †
Nachruf

50 Jahre Geiger Ingenieure
 

der Kammer und übergab eine 

-

seinem heutigen Namen und 

freie Mitarbeiter. 
-

planung, überwiegend für Projekte 
-

stungs- und Verwaltungsbau, sowie 
 

dem bietet das Büro das Beratungs-

-
-

 
baut. 

Jubiläum

werden wollte. Er studierte nach dem 

Karlsruhe und arbeitete nach seinem 

-

klar, dass er in das Ingenieurbüro des 

er dann sein eigenes Ingenieurbüro. Er 
trat in den VBI ein und machte sich als 
Bauingenieur bald einen Namen. Er 
wurde VPI-Mitglied, nachdem ihm 

-
eur für Baustatik verliehen wurde. Er 
engagierte sich in der Berufsausbil-

der Gründung der Ingenieurkammer 
-

in den verschiedenen Gremien gefragt.

dem Gründungsausschuss der Kam-

Kordes, vorschlug, den für den Freien 
Beruf engagierten Wirtschaftspolitiker 

-
genieurkammer und der Berufsstand 
sehr dankbar! ■ 

-

am 17. Dezember 2015 wurde Dipl.-Ing. Boris Peter (im Bild 2.v.r.) zum Vorsitzenden gewählt. Seine Stellvertreter sind 

Gremium

ie Fachgruppe will die Vor- und 
Nachteile von BIM sowie die Be-

dürfnisse der Ingenieurbüros an BIM 

der Planungs- und Bauwirtschaft ge-
-

-
-
-
 

tenkammer BW haben jüngst eine ge-

-

➔ ww.ingbw.de/bim-erklaerung/  

Die Geschäftsführenden Gesellschafter Dipl.-
Ing. (FH) Dieter und Dipl.-Ing. (FH) Christof Gei-
ger (2. und 3.v.l.) und die Geschäftsführer Dipl.-
Ing. (FH) Ulrich Keim (r.) und Dipl.-Ing. (FH) 
Kai-Uwe Ströhle (li) mit HFG Sander
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Kommissionsvorsitzender Thomas 
Bauernhansl sagte: »Die erarbei-

teten Handlungsempfehlungen haben 
das Potential, die Ingenieur- 
wissenschaften Baden-Württembergs 
international erfolgreich zu positionie-
ren und damit die Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit des Landes zu 
sichern und weiter zu verbessern.« 

Die Handlungsempfehlungen der 
Kommission umfassen mehrere The-
menschwerpunkte – hier nur ein paar 
zentrale: 

Die Formulierung eines neuen 
Selbstverständnisses der Inge-
nieurwissenschaften, in dem 
wissenschaftliches Erkennen 
und praktisches Gestalten, 
Grundlagenforschung und an-
gewandte Forschung sowie die 
Bearbeitung gesellschaftlicher 
Fragen zusammengeführt wer-
den
die Herausforderungen, auf die 
die Ingenieurwissenschaften in 
den kommenden Jahren Ant-

globaler Megatrends etwa Res-
sourcenknappheit, Mobilität und 
Energiegewinnung unter Um-
weltgesichtspunkten, aber auch 
Big Data und cyberphysische 
Produktionsprozesse. Dazu 
sollten zur Stärkung der Ingeni-
eurwissenschaften inter- bzw. 
transdisziplinär ausgerichtete 
Forschungsprojekte und Ver-
bundvorhaben unter Einbezie-
hung der Geistes- und Sozial-
wissenschaften sowie von 
Stakeholdern in Betracht gezo-
gen werden. Die Ingenieurinnen 
und Ingenieure müssten darin 
die Erkenntnisse zum gesell-
schaftlichen Wandel (etwa neue 
Bedarfe durch Megacities), die 
Konsummuster und die kultu-

Der Abschlussbericht der Expertenkommission Ingenieurwissenschaften@
BW2025 liegt vor. Die Kommissionsvorsitzenden, Prof. Dr.-Ing. Thomas Bau-
ernhansl (Universität Stuttgart) und Prof. Dr. rer .nat. Britta Nestler (Karlsru-
her Institut für Technologie, Hochschule Karlsruhe) übergaben am 21. Dezem-
ber 2015 den Bericht an Wissenschaftsministerin Theresia Bauer MdL (Grüne). 
Die unabhängige Expertenkommission hatte ihre Arbeit im März 2014 aufge-
nommen. INGBW-Präsident Prof. Dr.-Ing. Stephan Engelsmann hatte in der 
Kommission mitgewirkt.

Künftige Ausrichtung von 
Forschung und Lehre 

Empfehlungen zur Aufstellung der Ingenieurwissenschaft Im Fokus

Gemeinsame Erklärung zur 
Abfallvermeidung
 
Umweltminister Franz Untersteller  
MdL (Grüne), Kammervertreter  – 
darunter INGBW-Präsident Prof. 
Dr.-Ing. Stephan Engelsmann – so-
wie Vertreter der Bauwirtschaft und 
der öffentlichen Hand haben Mitte 
Dezember 2015 in Stuttgart die 
»Gemeinsame Erklärung zur 
Abfallvermeidung im Bausektor« 
unterschrieben. 

Die insgesamt elf Punkte umfas-
sende Vereinbarung hat insbesonde-
re zum Ziel, die natürlichen 
Ressourcen zu schonen, die Akzep- 
tanz von Sekundärbaustoffen zu 
erhöhen sowie innovative Recycling- 
und Verwertungspfade zu fördern. 
»Der Bausektor ist ein wahrer Riese 
im Material- und Ressourcenver-
brauch«, erklärte Minister Unter-
steller. »Hier lohnt es sich daher 
ganz besonders, alle Hebel in 
Bewegung zu setzen, um Abfälle 
möglichst zu vermeiden und 
wiederzuverwerten.« 

In der Gemeinsamen Erklärung 
heißt es unter anderem: 

Die Unterzeichner vereinbaren, 
die Abfallvermeidung und 
Kreislaufwirtschaft im 
Bausektor zu fördern.

Sie stellen sicher, dass die 
Akteure im Bausektor über 
Möglichkeiten, Erkenntnisse 
und Empfehlungen sowie 
Erfahrungen, die zum Stand 
der Technik und Wissenschaft 
gehören, informiert werden, die 
der Abfallvermeidung und der 
Kreislaufwirtschaft im 
Bausektor dienlich sind.

Die Architektenkammer Baden-
Württemberg und die Ingeni-
eurkammer Baden-Württem-
berg halten ihre Mitglieder 
dazu an, den Einsatz von 
RC-Baustoffen zu fördern.

Die Architektenkammer Baden-
Württemberg und die Ingeni-
eurkammer Baden-Württem-
berg halten ihre Mitglieder 
dazu an, die Planung, Aus-
schreibung und Bauausführung 
auf die geplante Nutzungsdau-
er abzustimmen.

Die Unterzeichner unterstützen 
eine bundeseinheitliche 
Regelung von Anforderungen 
an den Einbau von minera-
lischen Ersatzbaustoffen.
Das Ministerium für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft 
Baden-Württemberg sagt zu, 
durch gezielte administrative 
Maßnahmen, Öffentlichkeitsar-
beit sowie Förderung geeig-
neter Forschungsvorhaben die 
Abfallvermeidung und Kreis- 
laufwirtschaft im Bausektor zu 
stärken. 

➔ www.um.baden-wuerttemberg.
de

Im Fokus

rellen Besonderheiten (etwa 
das Mensch-Technik-Verhält-
nis) in der Forschung berück-
sichtigen. 
Die veränderten Aufgaben in 
der Lehre, dabei insbesondere 
die Aufgabe, mehr Frauen für 
die ingenieurwissenschaft-
lichen Disziplinen zu gewinnen 
und die Abbruchquoten zu mini-
mieren, aber auch die Beschrei-
bung der neuen Kompetenzen 
anlässlich der sich verrin-
gernden Halbwertszeit von Wis-
sen. Zur Lehre heißt es unter 
anderem, es brauche weniger 
differenzierte Bachelor-Studi-
engänge: Damit das Berufsbild 
klar sei und Fehlorientierung 
begrenzt werde, sollten Bache-
lor-Studiengänge der Hoch-
schulen weniger spezialisiert 
sein, sondern auf ein möglichst 
breites thematisches Feld in ei-
ner Fachrichtung, verzahnt mit 
Anwendungskompetenzen, fo-
kussieren.
Die intelligente und partner-
schaftliche Nutzung von Groß-
forschungsinfrastrukturen
Die explizite Förderung einer 
Gründerkultur an den Hoch-
schulen und die Weiterentwick-
lung von Technologietransfer-
prozessen in die Wirtschaft 

Auf der Grundlage der Handlungs-
empfehlungen will das Wissenschafts-
ministerium Maßnahmen zur Stärkung 
der Ingenieurwissenschaften ergrei-
fen. Klar sei bereits heute, dass die 
Themen Gründerkultur und Technolo-
gietransfer zentrale Handlungsfelder 
der nächsten Jahre sein werden, sagte 
Ministerin Bauer. ■ 

➔ http://mwk.baden-wuerttemberg.
de/
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Service

Nachfolgeberatung
Die INGBW bietet ihren Mitgliedern eine ko-
stenlose Sprechstunde (45 Minuten) zu ver-
schiedenen Beratungsthemen an. Diese wird 
von dem auf Architektur- und Ingenieurbüros 
spezialisierten Unternehmen Dr.-Ing. Preiß-
ing AG durchgeführt. Mitglieder können hier 
ihre individuellen Fragen zu den Themen der 
Nachfolgeregelung, Existenzgründung, Per-
sonalmanagement, Büroorganisation etc. an 
einen erfahrenen Berater richten und kon-
krete Hinweise für strategische Entschei-
dungen in ihrem Ingenieurbüro erhalten. 
Termine: 18.3.2016, 29.4.2016, 17.6.2016, 
29.7.2016, 16.9.2016, 28.10.2016, 9.12.2016 
jeweils von 14 bis 18.00 Uhr
Ort: INGBW-Geschäftsstelle 
➔ Ansprechpartner: Gerhard Freier  
     freier@ingbw.de, T 0711 64971-42
➔ www.preissing.de

Wichtige Termine
Außerordentliche Mitgliedversammlung
Termin: 18.02.2016, 16.00 bis 18.00 Uhr 
Ort: INGBW-Geschäftsstelle, 4. OG, Zeller-
straße 26, 70180 Stuttgart
Aufgrund der Novelle des Ingenieurgesetzes 
und Ingenieurkammergesetzes muss die 
AOMV über eine Anpassung der Hauptsat-
zung, der Berufsordnung, der Aufwandsent-
schädigungsordnung und der Gebühren- und 
Auslagenordnung entscheiden.

INGBW auf der GeoTHERM
Die INGBW ist wieder mit einem Stand auf 
der GeoTHERM vertreten. Die nach Veran-
stalterangaben größte Fachmesse der Geo-

26. Februar in der Messe Offenburg statt. 190 
Aussteller aus 40 Ländern präsentieren sich 
auf der Fachmesse. An beiden Tagen be-
leuchten rund 40 Experten-Vorträge zur 

aktuelle Technologie sowie die Marktent-
wicklungen. Der Eintritt ist für INGBW-Mit-
glieder vergünstigt.
➔ www.geotherm-offenburg.de

Mehr Termine: ➔ http://termine.ingbw.de

Gremien
Sitzung der FG Bauphysik, FG Energie, FG 

19.02.2016, 13-16.30 Uhr, INGBW-Räume

Sitzung der FG Tragwerksplanung
10.03.2016, 15-18 Uhr, INGBW-Räume

Externe Sitzung der FG Brandschutz
11.03.2016, 8-17 Uhr, Fa. Würth, Künzelsau
Exkursion der FG Brandschutz
14.&15.04.2016 Besichtigung des Neuen 
Berliner Flughafens

Sitzung der FG SiGeKo
20.04.2016, 14-17 Uhr, Zellerstraße 24

Kurz notiert

INGBW-Mitglieder können auf ihren Internet- 
und Social-Mediaseiten auf den neuen IN-

er Film wurde 

produziert.
➔ https://youtu.be/95cw8nmlUv0

Die konkreten Folgen der Nichtigkeit 
des Vertrages zwischen Auftragge-

ber und Auftragnehmer hat die höchst-
richterliche Rechtsprechung in jün-
gerer Zeit Stück für Stück heraus- 
gearbeitet: Im Jahr 2013 entschied der 
Bundesgerichtshof (BGH), dass bei 
Schwarzarbeit keine Mängelansprüche 
des Auftraggebers bestehen, er also 
insbesondere nicht Nacherfüllung oder 
Ersatz von Aufwendungen hierfür vom 
Schwarzarbeiter verlangen kann. 2014 
folgte die Entscheidung, dass auch der 
Auftragnehmer für »schwarz« er-
brachte Leistungen keine Vergütung 
verlangen kann, er also für seine Ar-
beit kein Honorar erhält. Zuletzt ent-
schied der BGH im Jahr 2015, dass der 
Auftraggeber ein trotz der Nichtigkeit 
des Vertrages dennoch bezahltes Ho-
norar nicht mehr zurückverlangen 
kann. Dies alles ist für die jeweils be-
troffene Vertragspartei mehr als miss-
lich und unter Umständen sogar exi-
stenzgefährdend. Wer sich aber 
bewusst gesetzeswidrig verhält, 
braucht – so der BGH – auf den Schutz 
durch die Rechtsordnung nicht zu hof-
fen.

Unwirksamkeit trotz Abrede 

Dieser strengen Linie folgt aktuell 
auch das Oberlandesgericht Stuttgart 
in einer jüngst veröffentlichten Ent-
scheidung aus November 2015: Gegen-
stand dieser Entscheidung war die Ab-
rede zwischen Bauherrn und Architekt, 
einen Teil des vereinbarten Entgelts 
»ohne Rechnung« zu entrichten. Diese 
Abrede trafen die Vertragsparteien al-
lerdings nicht – wie bei den bislang 
vom BGH entschiedenen Fällen – bei 
Vertragsabschluss sondern erst nach 
Abschluss der vereinbarten Leistun-
gen. Hintergrund dieser nachträg-
lichen »Ohne-Rechnung-Abrede« war 
das nicht selten auftretende Missver-
ständnis zwischen Bauherrn und Ar-

chitekt, ob es sich bei dem vereinbar-
ten Honorar um den Brutto- oder den 
Nettobetrag handelt. Dieses Missver-
ständnis wollten Bauherr und Archi-
tekt gütlich durch teilweisen Verzicht 
auf die Ausweisung von Umsatzsteuer 
lösen. Zum Rechtsstreit kam es erst 
als der Bauherr Schadenersatz von 
seinem Architekten verlangte. Die erste 
Instanz sprach dem Bauherrn auf der 
Grundlage eines Sachverständigen-
gutachtens Schadenersatz zu. Der Se-
nat des im Wege der Berufung angeru-
fenen OLG Stuttgarts entschied jedoch, 
dass auch die nachträgliche Abrede 
zur Schwarzarbeit zur Unwirksamkeit 
des zunächst wirksamen Architekten-
vertrages führt und nicht etwa nur die 
Schwarzgeldabrede selbst beseitigt. 
Die Folgen dieser Entscheidung sind 
für den Bauherrn dramatisch: Der Ar-
chitekt hatte einen erheblichen Pla-
nungsfehler begangen und einen Scha-
den in sechsstelliger Höhe verursacht, 
für den er nun aufgrund der Nichtigkeit 
des Architektenvertrages nicht haftet. 
Der Bauherr bleibt hierauf sitzen. Dem- 
gegenüber lag seine »Steuererspar-
nis« nur bei nur wenigen hundert Euro. 

Das OLG Stuttgart hat die Revision 
zum BGH zugelassen. Sollte der Bau-
herr hiervon Gebrauch machen, ist mit 
einer abweichenden Entscheidung 
durch den BGH aber nicht zu rechnen.  

In der Ausgabe der INGBWaktuell vom Juli/August 2015 wurde über die für 
Auftraggeber und Auftragnehmer gleichermaßen nachteiligen Folgen berich-
tet, wenn vereinbart wird, die Leistung gegen eine Vergütung ohne die ge-
schuldete Umsatzsteuer, das heißt »schwarz«, zu erbringen. Eine solche »Oh-
ne-Rechnung-Abrede« bedeutet nicht allein die strafbare Hinterziehung von 
Umsatzsteuer sondern führt auch zur Nichtigkeit des Vertrages wegen eines 
Verstoßes gegen das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz. 

Noch einmal: Schwarzar-
beit lohnt sich nicht!

Expertenbeitrag Recht Tipp

 
BRP Renaud & Partner 
Rechtsanwälte Notare Patentanwälte
Kooperationspartner der  INGBW
Königstraße 28, 70173 Stuttgart
T +49 711 16445-201, F +49 711 16445-103
➔ www.brp.de
➔ www.ingbw.de/vernetzen/ 
kooperationinitiativen/

Dr. Andreas Digel 
 
Rechtsanwalt und 
Fachanwalt für Bau-  
und Architekten- 
recht
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Enge Grenzen für Ausnahmen

OLG Stuttgart, Urteil vom 31.03.2015 – 10 U 
107/14
Aus dem Urteil: »Die Rechtsprechung bejaht ei-
nen Ausnahmefall von § 7 Abs. 3 HOAI, wenn 
aufgrund der besonderen Umstände des Einzel-
falles unter Berücksichtigung des Zwecks der 
Mindestsatzregelung ein unter den Mindestsät-
zen liegendes Honorar angemessen ist. (…).«

GHV: Planer und Bauträger hatten ein Pauschal-
honorar weit unterhalb der Mindestsätze der 
HOAI vereinbart. Es kam zum Streit. Der Bauträ-
ger argumentierte, dass ein Ausnahmefall vorge-
legen hätte, weil der Planer eine ständige Ge-
schäftsbeziehung mit ihm eingehen wollte und 
persönliche Beziehungen vorgelegen hätten. Das 
OLG Stuttgart bewertet den Fall anders: Zunächst 
dürfen Ausnahmefälle zur Unterschreitung der 
Mindestsätze nach § 7 Abs. 3 HOAI 2013 nicht zu 
einem ruinösen Preiswettbewerb unter Planern 
führen. Auftraggeber könnten Planern sonst be-
liebig die Pistole auf die Brust setzen, um Preis-
vorteile zu erzielen. Umgekehrt könnten Planer 
durch Mindestsatzunterschreitungen versuchen, 
mehr Aufträge zu bekommen. Ausnahmefälle 
nach § 7 Abs. 3 HOAI 2013 lägen hingegen nur vor, 
wenn sich das Vertragsverhältnis deutlich von 
»üblichen« Vertragsverhältnissen unterscheiden 
würde, und somit ein unter den Mindestsätzen 
der HOAI liegendes Honorar angemessen sei. 
Das könnte z. B. bei einem besonders geringen 
Bearbeitungsaufwand für die vereinbarten Leis-
tungen der Fall sein – sofern dies nicht schon bei 
den vereinbarten Honorarparametern berück-
sichtigt wurde. Ausnahmefälle könnten nach der 
Rechtsprechung auch bei engen Beziehungen 
rechtlicher, wirtschaftlicher, sozialer oder per-
sönlicher Art oder bei sonstigen Umständen, z. B. 
bei mehrfacher Verwendung der Planung, gege-
ben sein (so BGH, OLG Stuttgart). Diese Ausnah-
mefälle lägen hier jedoch nicht vor. Der Vorsatz, 
eine ständige Geschäftsbeziehung eingehen zu 
wollen oder einen neuen Auftraggeber zu akqui-
rieren, reichte nicht aus und begründete somit 
keinen Ausnahmefall. Der Bauträger musste 
nachzahlen.

Teilabnahme muss vereinbart sein

OLG München, 10.02.2015 - 9 U 2225/14
Aus dem Urteil: »Aus dem Vertrag kann aber 
nicht entnommen werden, dass eine Verpflich-
tung der Auftraggeber zur Teilabnahme nach 
der Leistungsphase 8 vereinbart war (…). Die 
Vereinbarung einer solchen Pflicht der Auftrag-
geber hätte deutlich im Vertragstext niederge-
legt werden müssen. (…). Die Teilabnahme nach 
Leistungsphase 8 ist somit nicht wirksam ver-
einbart. Weil die Kläger eine ihnen dennoch un-
benommene Abnahme nach der Leistungsphase 
8 jedenfalls nicht ausdrücklich erklärt haben, 
kommt es auf die Rechtsfrage an, ob sie konklu-
dent eine solche Teilabnahme (…) erklärt ha-
ben. Wegen der gravierenden Folgen der Ab-
nahme muss der Wille des Bauherrn zu einer 
solchen Abnahme klar zum Ausdruck kommen 
(…).«

GHV: Ist im Ingenieurvertrag zur Abnahme der 
Planungsleistungen nichts anderes geregelt, er-
folgt die Abnahme, wenn der Planer mit seinen 

Interessante Entscheidungen im Honorar- und Vergaberecht

Enge Grenzen für Ausnahmen von HOAI 
vereinbarten Leistungen fertig ist (§ 640 BGB), z. 
B. bei einer Vollbeauftragung erst nach Erbrin-
gung der Leistungsphase 9. Eine Teilabnahme, 
z. B. nach der Leistungsphase 8, muss im Inge-
nieurvertrag klar vereinbart sein. Bei diesem 
Streitfall hatten die Parteien im Ingenieurver-
trag nur vereinbart, dass die Verjährung für die 
vereinbarten Leistungen spätestens mit der Ab-
nahme der Leistungsphase 8 beginnt. Demnach 
hatten die Parteien nur eine Regelung zum Be-
ginn der Verjährung vereinbart, aber keine 
Teilabnahme nach der Leistungsphase 8! Aus 
der Bezahlung der Abschlagsrechnung für die 
einschließlich der Leistungsphase 8 erbrachten 
Leistungen schloss der Planer aufgrund der o. a. 
Regelung auf eine konkludente Abnahme durch 
den Auftraggeber. Hier irrte sich der Planer ge-
waltig: Erstens war eine Teilabnahme nach der 
Leistungsphase 8 im Ingenieurvertrag nicht ein-
deutig vereinbart, der Planer hatte somit also 
keinen Anspruch auf Abnahme. Zweitens hatte 
der Auftraggeber eine ihm dennoch mögliche 
Abnahme nach der Leistungsphase 8 nicht aus-
drücklich erklärt, dem Planer also nicht mitge-
teilt, dass er die Planungsleistung abnimmt. 
Drittens kann aus der Bezahlung einer Ab-
schlagsrechnung keine Abnahme abgeleitet 
werden, weil zu diesem Zeitpunkt die vereinbar-
ten Leistungen i. d. R. noch nicht fertig sind und, 
wie das Urteil ausführt, der Wille des Auftragge-
bers zur Abnahme wegen der gravierenden Fol-
gen klar zum Ausdruck kommen muss, was hier 
aber nicht vorlag. Viertens ist für die bisher (und 
trotz § 15 Abs. 1 HOAI 2013 wohl oft noch) üb-
liche konkludente Abnahme von Planungslei-
stungen die Schlussrechnung maßgebend, die 
aber erst nach Erbringung aller Leistungen ge-
stellt wird. Diese konnte vom Planer jedoch noch 
nicht gestellt werden, da er mit seinen Leistun-
gen (Leistungsphase 9) noch nicht fertig war. 
Planern wie Auftraggebern kann nur angeraten 
werden, die Abnahme der Planungsleistungen 
ernst zu nehmen, da sie Vorteile für beide Par-
teien bietet. Dies hat die GHV in mehreren Arti-
keln dargelegt, die auf der GHV-Webseite im 
Ordner Publikationen unter dem Stichwort »Ab-

Sekundärhaftung für den Planer

OLG Celle, 05.03.2015 - 6 U 101/14
Aus dem Urteil: »Der Beklagte hat seine Pflicht 
der Klägerin gegenüber schuldhaft verletzt, die 
Ursachen der Wassereintritte und in diesem 
Rahmen die Regendichtigkeit des gesamten 
Daches zu prüfen und die Klägerin über seine 
Verantwortlichkeit dafür zu unterrichten.
aa) Es kommt nicht darauf an, ob die Parteien 
die Leistungsphase 9 vereinbart haben. Für die 
Untersuchungs- und Mitteilungspflicht des Be-
klagten gegenüber der Klägerin genügt der 
umfassende Architektenvertrag an ihn bis ein-
schließlich der Leistungsphase 8, (…). Die fünf-
jährige Verjährung (…) hätte in diesem Fall mit 
Abnahme des Architektenvertrags (…) durch 
Begehren der Schlussrechnung vom 6. Juni 
2000 begonnen, und der Beklagte hat die 
Pflichtverletzung bereits begangen, als die Klä-
gerin bei der gebotenen Unterrichtung durch 
den Beklagten die Verjährung noch vor dem 6. 
Juni 2005 hätte hemmen können. (…).
bb) Die Verjährung gilt nicht aus dem Grunde als 
eingetreten, dass der Sekundärschadenser-
satzanspruch verjährt ist. Die Zustellung der 
Klage am 23. November 2011 hat seine Verjäh-
rung gehemmt. Frühestens seit dem Jahr 2002 
lief die 10-jährige Verjährung des § 199 Abs. 3 
Nr. 1 BGB. Der Beklagte hatte frühestens, als 

im Jahre 2002 erstmals Wasser in den Büro-
trakt eintrat, Anlass zur Untersuchung der Ur-
sache, und die Klägerin hat erst durch das Gut-
achten des Zimmermeisters S. vom 14. April 
2011 Kenntnis von der Verantwortlichkeit des 
Beklagten erlangt, so dass die dreijährige Ver-
jährungsfrist des § 195 BGB erst ab Ende des 
Jahres 2011 gelaufen wäre.«

GHV: Ein Hammerurteil für die umfassend be-
auftragten (mind. Leistungsphasen 1-8) Objekt-
planer! Hier geht es um das heiße Eisen der so-
genannten Sekundär- oder Sachwalterhaftung 
des Objektplaners gegenüber dem Auftraggeber. 
Der Fall: Die Schlussrechnung des Planers wur-
de am 06.06.2000 vom Auftraggeber bezahlt, so-
mit wäre die Verjährungsfrist für mangelhafte 
Planungsleistungen am 05.06.2005 zu Ende ge-
wesen. Der Auftraggeber informierte den Planer 
am 07.03.2002 über die Undichtigkeiten. Der 
Planer veranlasste Nacherfüllungen der Dach-

 
der weiterhin regelmäßigen Wassereintritte ver-
anlasste der Auftraggeber erst 2011 (!) eine 
Dachsanierung. Im Rahmen dieser Sanierung 

fest, über die der Auftraggeber am 14.04.2011 
informiert wurde. Daraufhin verklagte der Auf-
traggeber den Planer am 23.11.2011. Der Planer 
wehrte sich mit dem Argument, dass seine Pla-
nungsmängel verjährt seien. Das sah das OLG 
so nicht. Der Planer hatte versäumt die Ursa-
chen der Undichtigkeiten zu prüfen (unabhängig 
von der Beauftragung der Leistungsphase 9 (!!!)) 
und den Auftraggeber über seine eigene Verant-
wortung für die Mängel (!!!) zu informieren. Die-
se Sekundärhaftung für den Planer lief nach § 
199 Abs. 3 Nr. 1 BGB, seit seiner Kenntnisnahme 
des Mangels am 07.03.2002, über einen Zeit-
raum von 10 Jahren (!) und war deshalb zum 
Zeitpunkt der Klage (23.11.2011) des Auftragge-
bers noch nicht verjährt. Der Planer kam in Haf-
tung.

Es berichten und stehen für Fragen zur 
Verfügung:  Dipl.-Ing. Peter Kalte, Dipl.-Ing. 
Arnulf Feller GHV, Gütestelle Honorar- und 
Vergaberecht e. V. Mannheim 

 www.ghv-guetestelle.de 
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HOAI
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und konkrete Wege besprochen, wie der Über-
gang nicht nur gelingen kann, sondern auch als 
große Chance mit neuen Impulsen für den un-
ternehmerischen Erfolg genutzt werden kann.
Ref.: Helge Johannes Baudis, BPO Beratergruppe

Mitarbeitergespräche führen
9.4.2016, 9-17 Uhr, INGBW-Räume
Dieses Seminar richtet sich an Führungskräfte, 
die für Teams, Projektteams und Arbeitsgruppen 
Verantwortung tragen und bestrebt sind, die Res-
sourcen und Potenziale des Teams bestmöglich 
für beste Arbeitsergebnisse und motivierte Zu-
sammenarbeit zu nutzen. Das Mitarbeiterge-
spräch als zentrales Führungsinstrument steht 
hier im Mittelpunkt. Anhand praktischer Beispiele 
entwickeln die Teilnehmer Gesprächsziele und 
Gesprächsstrategien für verschiedene Mitarbei-
tergespräche und erproben diese praktisch. 
Ref.: Bärbel Hess, Ulrike Schmalzridt, BPO Be-
ratergruppe 

Qualitätsmanagement für Ingenieurbüros 
13.4.2016, 15–19 Uhr, INGBW-Räume
Ein Qualitätsmanagement-System (QM-System) 
sorgt für geordnete Strukturen und Abläufe im 
Unternehmen und bringt eindeutige Wettbe-
werbsvorteile: So erleichtert eine einheitliche 

die Kommunikation mit dem Auftraggeber. Au-
ßerdem werden in geordneten Verhältnissen we-
niger Fehler gemacht. Die Vorteile eines QM-
System für Ingenieurbüros und ihre Kunden und 
die Frage, wie man sich ein eigenes QM-Hand-
buch erarbeitet, werden unter anderem in dem 
Seminar behandelt. Ref.: Dr.-Ing. Dipl.-Wirtsch.-
Ing. E. Rüdiger Weng, QualitätsVerbund Planer 
am Bau, Dürnau

 Alle Anmeldungen über Herrn  
Freier:  freier@ingbw.de, T 0711 6497-142

Akademie der Ingenieure
Nachhaltiges Planen und Bauen

Neuer Lehrgang »Manager/-in für integrierte 
Bauprojekte« 
ab  14.04.2016 (Basis-Lehrgang mit 4 Modulen, 
einzeln buchbar)
Ein professionelles Baumanagement ist für die 
Realisierung von größeren Bauprojekten der Ga-
rant für die Einhaltung von Kosten-, Qualitäts- 
und Terminvorgaben. Voraussetzung hierfür sind 
gut ausgebildete Architekten und Bauingeni-
eure, denen im Studium jedoch nur wenig über 
die Koordination der einzelnen Gewerke vermit-
telt wurde. Bauabwicklung, VOB, Terminplanung 

Projekt »geübt«. Um diese Ausbildungs- und Er-
fahrungslücke zu schließen, startet die Akade-
mie der Ingenieure am 14.04.2016 die berufsbe-
gleitende Weiterbildung zum/-r »Manager/-in 
für integrierte Bauprojekte«. Hierin werden Pro-

die klassische Bauleitung der Baukonstruktion, 
als auch die Steuerung der Gewerke der tech-
nischen Anlagen aufgrund der vertieften und 
sehr praxisorientiert vermittelten Kenntnisse zu 
beherrschen. Die zukünftigen »Manager für in-
tegrierte Bauprojekte« zeichnen sich neben den 
fachlichen Themen ebenso durch ein anwend-
bares juristisches Projektmanagement sowie 
durch Führungs-, Organisations- und Kommuni-
kationsgeschick aus. Von erfahrenen Bauspezia-
listen und Unternehmerpersönlichkeiten erhal-
ten die Teilnehmenden Expertenwissen und 
somit Sicherheit und Souveränität für die GU- 
oder die Projektleitung in den Leistungsphasen 6 
bis 8. Weitere Informationen unter: 

 www.akademie-der-ingenieure.de  Veran-
staltungen  Nachhaltiges Bauen

Passivhausplaner/-in
ab 03.03.2016 in Karlsruhe (8-10 Tage)

Wärmebrücken – erkennen, analysieren,
berechnen
22.+23.01.2016 in Balingen
03.+04.06.2016 in Koblenz

EnEV, KfW & Co. – was Planer ab 01.01.2016 be-
denken sollten (jeweils ½ Tag)

08.03.2016 in Karlsruhe
09.03.2016 in Trier und Koblenz

Energieberatung Wohngeb. (Aufbau 1)

Energieauditor/-in nach DIN EN 16247
ab 04.03.2016 in Ulm (4 Tage)

Ressourcenscout Baden-Württemberg

ab 09.04.2016 in Landau (9 Tage)

Das EWärmeG und der Sanierungsfahrplan 
Baden-Württemberg
29.04.2016 in Bühl

Barrierefreies Bauen

Barrierefreiheit in Bestand – Planung, Nor-
mung, Förderung
24.02.2016 in Koblenz

Fachplaner/-in Barrierefreies Bauen
(jeweils 6 Tage)
ab 10.03.2016 in Mainz

Brandschutz

Sachverständige/-r Abwehrender Brand-
schutz

Sachverständigenwesen

Sachverständige/-r Abwehrender Brandschutz

Sachverständige/-r für Schäden an Gebäuden

Projektsteuerung

Prozessorientierte Projektbearbeitung mit und 
ohne HOAI (jeweils 1 Tag)

02.03.2016 in Karlsruhe
03.03.2016 in Freiburg

Persönlichkeit

Kommunikationstraining für Jung-
ingenieure

Psychologie und Rhetorik in der Verhandlungs-
führung
15.04.2016 in Mainz

 www.akademie-der-ingenieure.de
 INGBW-Mitglieder erhalten 25 Prozent Ra-

batt auf das Angebot der AkadIng 

Seminare von/mit INGBW

Moderne dämmende Ziegelmauerwerke
18.3.2016, 16.30-19 Uhr, HTWG Konstanz
Ref.: Prof. Dr.-Ing. Sylvia Stürmer

2.3.2015, 12-16.45 Uhr, Umweltministerium BW, 
Willy-Brandt-Straße 41, Stuttgart
Die von der INGBW mitveranstaltete Tagungsrei-

Innovationen und Erfahrungsberichte aus der 

des Umweltministeriums »Energie – aber wie?«. 
Die eintägigen Konferenzen bieten eine Einfüh-
rung in die Rahmenbedingungen und Förderpro-

im Unternehmen, Energieprojekte aus Abwärme 
sowie das »Aktivhaus+«. Bei der Auftaktveran-
staltung in Stuttgart wird unter anderen Um-
weltminister Franz Untersteller sprechen.

SiGeKo

Erstellen einer Baustellenordnung nach BAuA
17.3.2016, 10-17 Uhr, INGBW-Räume
Als besondere Leistung nach AHO– Empfehlung, 
aber auch als Forderung aus der RAB 30 § 3.1 ist 
die Erstellung einer Baustellen-Ordnung vorge-
sehen. Von der Bau-BG gibt es hierfür einen Leit-
faden, der allerdings noch auf die realen Bautel-
lenverhältnisse angepasst werden muss. Die  
Initiative Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutz-
strategie (GDA) hat den Leitfaden überarbeitet 
und enthält einige wesentliche Arbeitsschutza-
spekte, die eine gute Baustellen-Ordnung be-
rücksichtigen sollte. Im Workshop soll anhand 
des Leitfadens eine Anpassung für Tief- und 
Hochbauprojekte erarbeitet werden, die als Vor-
lage für die tägliche Arbeit dienen soll. 
Ref.: Dipl.-Ing. Konrad Zieglowski

Management

Souverän im Umgang mit schwierigen Kunden 
und Mitarbeitern
25.2.2016, 16-19 Uhr, INGBW-Räume
Erfolgreiche Kommunikation schafft hohe Ar-

-
tivierte Mitarbeiter. Im Seminar lernen die Teil-
nehmer die besten Gesprächs-, Diskussions- und 
Kommunikationstechniken. An zahlreichen prak- 

-
lösungs- und Interventionsstrategien kennen und 
anwenden, damit sie auch bei schwierigen Kun-
den und Mitarbeitern sicher und souverän auf-
treten können.
Ref.: Ulrike Schmalzridt, BPO Beratergruppe

26.2., 9-17 Uhr, INGBW-Räume
In der Arbeit mit Menschen ist das persönliche 
Gespräch ein wichtiges Instrument. Kenntnisse 
in Gruppenprozessen und –dynamik sind hilf-
reich. Zusätzlich benötigen alle, die mit Gruppen 
arbeiten, die Ausstattung mit einem persönlichen 
»Werkzeugkoffer«, um Arbeitsgruppen, Semi-
nare, Diskussionsrunden, Fokusgruppen oder 
Arbeitsgruppen / Teams lebendig zu leiten. Der 
Workshop bietet die Möglichkeit, den persön-
lichen Methodenkoffer aufzufrischen.
Ref.: Ulrike Schmalzridt, BPO Beratergruppe

Generationswechsel und Unternehmensüber-
gabe im Ingenieurbüro
15.3.2016, 16-19 Uhr, INGBW-Räume
Wenn die nächste Generation oder ein neuer Ge-
schäftsführer die Leitung eines Unternehmens 
übernimmt, stehen meist große Veränderungen 
an. Im Seminar werden diese analysiert, eine Ri-
sikoabschätzung vorgenommen und Strategien 
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